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Maoglingen

International Security Identification Number (ISIN):
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Ordentliche Hauptversammlung
am Donnerstag, den 9. Juli 2026,
um 10:00 Uhr (MESZ), (Einlass ab 09:00 Uhr MESZ)

im
Blrgerhaus,
BrunnenstralRe 11
71696 Mdoglingen.

Erlauterungen zu Gegenstanden der Tagesordnung, zu denen kein
Beschluss gefasst wird und zu den Rechten der Aktionére

Erlauterungen zu Gegenstanden der Tagesordnung, zu denen kein Beschluss
gefasst wird

Zu Tagesordnungspunkt 1 - Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der
USU Ventures AG, des gebilligten Konzernabschlusses, des zusammengefassten
Berichts Uber die Lage der Gesellschaft und des Konzerns sowie des Berichts des
Aufsichtsrats der USU Ventures AG, jeweils fur das Geschaftsjahr 2025 - wird kein
Beschluss gefasst, da das Gesetz keine Beschlussfassung Uber den festgestellten
Jahresabschluss und die weiteren Unterlagen vorsieht. Der Beschluss Uber die
Verwendung des Bilanzgewinns wird unter Tagesordnungspunkt 2 gefasst.

Zugrunde liegende Normen: 88 175 Abs. 1 und 2, 176 Abs. 1, 174 Aktiengesetz (im
Folgenden AktG).

8§ 175 Einberufung (Auszuq)

(2) Unverziglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die
Hauptversammlung zur Entgegennahme des festgestellten Jahresabschlusses
und des Lageberichts, eines vom Aufsichtsrat gebilligten Einzelabschlusses nach
§ 325 Absatz 2a des Handelsgesetzbuchs sowie zur Beschlussfassung uber die
Verwendung eines Bilanzgewinns, bei einem Mutterunternehmen (8§ 290 Abs. 1, 2
des Handelsgesetzbuchs) auch zur Entgegennahme des vom Aufsichtsrat
gebilligten Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts, einzuberufen. Die
Hauptversammlung hat in den ersten acht Monaten des Geschaftsjahrs
stattzufinden.


http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=325
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=325&x=2a
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http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=290&x=1
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=290&x=2

(2)

2

Der Jahresabschluss, ein vom Aufsichtsrat gebilligter Einzelabschluss nach § 325
Absatz 2a des Handelsgesetzbuchs, der Lagebericht, der Bericht des
Aufsichtsrats und der Vorschlag des Vorstands fir die Verwendung des
Bilanzgewinns sind von der Einberufung an in dem Geschaftsraum der
Gesellschaft zur Einsicht durch die Aktionare auszulegen. Auf Verlangen ist jedem
Aktionar unverzuglich eine Abschrift der Vorlagen zu erteilen. Bei einem
Mutterunternehmen (8 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) gelten die Satze 1
und 2 auch fir den Konzernabschluss, den Konzernlagebericht und den Bericht
des Aufsichtsrats hierliber. Die Verpflichtungen nach den Séatzen 1 bis 3 entfallen,
wenn die dort bezeichneten Dokumente fir denselben Zeitraum uUber die
Internetseite der Gesellschaft zuganglich sind.

8 176 Vorlagen. Anwesenheit des Abschlusspriifers (Auszuq)

(1)

Der Vorstand hat der Hauptversammlung die in 8 175 Abs. 2 des
Handelsgesetzbuchs genannten Vorlagen sowie bei boérsennotierten
Gesellschaften einen erlauternden Bericht zu den Angaben nach den 88 289a und
§ 315a des Handelsgesetzbuchs zugénglich zu machen. Zu Beginn der
Verhandlung soll der Vorstand seine Vorlagen, der Vorsitzende des Aufsichtsrats
den Bericht des Aufsichtsrats erlautern. Der Vorstand soll dabei auch zu einem
Jahresfehlbetrag oder einem Verlust Stellung nehmen, der das Jahresergebnis
wesentlich beeintrachtigt hat. Satz 3 ist auf Kreditinstitute oder Wertpapierinstitute
nicht anzuwenden.

8 174 Beschluss iiber Gewinnverwendung

(1)

(2)

®3)

Die Hauptversammlung beschliel3t Gber die Verwendung des Bilanzgewinns. Sie
ist hierbei an den festgestellten Jahresabschluss gebunden.

In dem Beschluss ist die Verwendung des Bilanzgewinns im Einzelnen
darzulegen, namentlich sind anzugeben

1. der Bilanzgewinn;

2. der an die Aktiondre auszuschittende Betrag oder Sachwert;
3. die in Gewinnriucklagen einzustellenden Betrage;

4. ein Gewinnvortrag;

5. der zuséatzliche Aufwand auf Grund des Beschlusses.

Der Beschluss fuhrt nicht zu einer Anderung des festgestellten
Jahresabschlusses.


http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=325
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=325&x=2a
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=290
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=290&x=1
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=290&x=2
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Nahere Erlauterungen zu den Rechten der Aktionare

Tagesordnungserganzungsverlangen gemaf 8 122 Abs. 2 AktG

Aktionare, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den
anteiligen Betrag von EUR 500.000 erreichen, kbnnen verlangen, dass Gegenstande auf
die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand
muss eine Begrindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Entsprechende Tages-
ordnungsergéanzungsverlangen sind schriftich an den Vorstand der Gesellschaft zu
richten und mussen der Gesellschaft mindestens 24 Tage vor der Versammlung, also bis
zum Sonntag, den 14. Juni 2026 (24:00 Uhr MESZ) zugehen. Bitte richten Sie
entsprechende Verlangen an:

Vorstand der USU Ventures AG
Spitalhof 1

71696 Moglingen

E-Mail: hauptversammlung@usu.ag

Bekanntzumachende Erganzungsverlangen der Tagesordnung werden — soweit sie nicht
mit der Einberufung bekannt gemacht wurden — unverziglich nach Zugang des
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zugeleitet, bei
denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten
Europaischen Union verbreiten. Sie werden auf3erdem unter der Internetadresse
www.usu.ag/hv2026 bekannt gemacht und den Aktionéren mitgeteilt.

Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien gewesen sind und die Aktien bis zur
Entscheidung Gber das Verlangen halten werden. 8 70 AktG ist zu beachten.
Zugrunde liegende Normen: 88 122 Abs. 1, Abs. 2, 121 Abs. 7, 8 70 AktG.

8§ 122 Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszuq)

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionare, deren Anteile
zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Griinde verlangen; das Verlangen ist
an den Vorstand zu richten. Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der
Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines
geringeren Anteils am Grundkapital knUpfen. Die Antragsteller haben
nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des
Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung
des Vorstands Uber den Antrag halten. § 121 Abs. 7 AktG ist entsprechend
anzuwenden.

(2) In gleicher Weise kdnnen Aktionare, deren Anteile zusammen den zwanzigsten
Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen,
verlangen, dass Gegenstande auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begrindung oder eine
Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der
Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei bérsennotierten Gesellschaften mindestens
30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht
mitzurechnen.



§ 121 Allgemeines (Auszuq)

(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zuriickberechnet werden, ist
der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem
Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich
vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die 8§
187 bis 193 des Burgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden.
Bei nichtborsennotierten Gesellschaften kann die Satzung eine andere
Berechnung der Frist bestimmen.

§ 70 Berechnung der Aktienbesitzzeit

Ist die Ausiibung von Rechten aus der Aktie davon abhéngig, dass der Aktionar wahrend
eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein
Anspruch auf Ubereignung gegen ein Kreditinstitut, ein Finanzdienstleistungsinstitut, ein
Wertpapierinstitut oder ein nach 8 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder
Absatz 7 des Kreditwesengesetzes tatiges Unternehmen gleich. Die Eigentumszeit eines
Rechtsvorgangers wird dem Aktionar zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von
seinem Treuh&nder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer
Gemeinschaft oder bei einer Bestandsubertragung nach 8 13 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes Uber Bausparkassen erworben
hat.

Gegenantrage und Wahlvorschlage gemal’ 88 126 Abs. 1, 127 AktG

Daruber hinaus kénnen Aktionare der Gesellschaft Gegenantrage gegen Vorschlage von
Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahl-
vorschlage Ubersenden. Gegenantrage missen mit einer Begrindung versehen sein.
Aktionare werden gebeten, lhre Aktionarseigenschaft im Zeitpunkt der Ubersendung des
Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags nachzuweisen. Antrage und Wahlvorschlage sind
ausschliefilich zu richten an:

USU Ventures AG

Investor Relations / HV 2026
Spitalhof 1

71696 Moglingen

E-Mail: hauptversammlung@usu.ag

Wir werden zuganglich zu machende Antrage und Wahlvorschlage von Aktionaren ein-
schlie8lich des Namens des Aktionars, zugénglich zu machender Begrindungen und
einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unter der Internetadresse
www.usu.ag/hv2026 verodffentlichen. Hierbei werden nach 8§ 126 Abs. 1 AktG alle
spatestens 14 Tage vor dem Tage der Hauptversammlung, also bis zum Mittwoch, den
24. Juni 2026 (24:00 Uhr MESZ), eingehenden Antrage und Wahlvorschlage zu den
Punkten der Tagesordnung beriicksichtigt.

Zugrunde liegende Normen, die auch bestimmen unter welchen Voraussetzungen von
einem Zuganglichmachen von Gegenantragen und Wahlvorschlagen abgesehen werden
kann: 88 126 Abs. 1 bis 3, 127, 124 Abs. 3.



8§ 126 Antrage von Aktionaren (Auszuq)

(1)

(2)

3)

Antrage von Aktiondren einschlielich des Namens des Aktionars, der
Begrindung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125
Abs. 1 bis 3 AktG genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen
zuganglich zu machen, wenn der Aktionar mindestens 14 Tage vor der
Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von
Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit
Begrindung an die in der Einberufung hierfir mitgeteilte Adresse tbersandt hat.
Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei borsennotierten Gesellschaften
hat das Zuganglichmachen Uber die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen.
§ 125 Abs. 3 AktG gilt entsprechend.

Ein Gegenantrag und dessen Begriindung brauchen nicht zuganglich gemacht zu
werden,

1. soweit sich der Vorstand durch das Zuganglichmachen strafbar machen wirde,

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der
Hauptversammlung fuhren wirde,

3. wenn die Begrindung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder
irrefihrende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthalt,

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestiitzter Gegenantrag des Aktionars
bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG
zuganglich gemacht worden ist,

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionars mit wesentlich gleicher Begrindung
in den letzten funf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen
der Gesellschaft nach § 125 AktG zuganglich gemacht worden ist und in der
Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen
Grundkapitals fiir ihn gestimmt hat,

6. wenn der Aktionar zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht
teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder

7. wenn der Aktionar in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen
einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen
lassen.

Die Begrundung braucht nicht zuganglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt
mehr als 5.000 Zeichen betragt.

Stellen mehrere Aktiondre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung
Gegenantrage, so kann der Vorstand die Gegenantrage und ihre Begrindungen
zusammenfassen.

8§ 127 Wahlvorschlage von Aktionaren (Auszuq)



http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AktG&p=125
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AktG&p=125&x=1
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AktG&p=125&x=3
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AktG&p=125
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AktG&p=125&x=3
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Satz 1 bis 3: Fur den Vorschlag eines Aktionars zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern
oder von Abschlussprifern gilt 8 126 sinngemalf3. Der Wahlvorschlag braucht nicht
begrindet zu werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht
zuganglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach 8§ 124 Abs. 3 Satz 4
und 8 125 Abs. 1 Satz 5 AktG enthalt.

8§ 124 Bekanntmachung von Erganzungsverlangen; Vorschldge zur Beschlussfassung

(Auszuq)

3) Satz 4: Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prifern hat
deren Namen, ausgeulibten Beruf und Wohnort anzugeben.

Auskunftsrecht gemal § 131 Abs. 1 AktG

Jedem Aktionar ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft Gber
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemalRen Beurteilung
des Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich
auch auf die rechtlichen und geschaftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem
verbundenen Unternehmen.

Um die sachgerechte Beantwortung zu erleichtern, werden Aktiondre hoflich gebeten,
diese Fragen maglichst friihzeitig an die oben genannte Adresse zu Ubersenden. Diese
Ubersendung ist keine formliche Voraussetzung fur die Beantwortung. Das Auskunfts-
recht bleibt hiervon unberihrt.

Zugrunde liegende Normen, die auch bestimmen unter welchen Voraussetzungen von
der Erteilung von Auskinften abgesehen werden kann und das Fragerecht zeitlich
angemessen begrenzt werden kann: § 131 AktG, 8§ 21 Abs. 3 der Satzung der USU
Ventures AG.

8 131 Auskunftsrecht des Aktionars

(2) Jedem Aktionar ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand
Auskunft Uber Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur
sachgemalen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist.
Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschétftlichen
Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. Macht eine
Gesellschaft von den Erleichterungen nach 8 266 Abs. 1 Satz 3, 8 276 oder § 288
des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionar verlangen, dass ihm
in der Hauptversammlung Uber den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der
Form vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterungen hatte. Die Auskunftspflicht
des Vorstands eines Mutterunternehmens (8290 Abs.1, 2 des
Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und
der Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch auf die Lage des
Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.


http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AktG&p=126
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http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=290&x=1
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HGB&p=290&x=2

(2)

3)

(4)

7

Die Auskunft hat den Grundsatzen einer gewissenhaften und getreuen
Rechenschaft zu entsprechen. Die Satzung oder die Geschéaftsordnung gemal
8 129 kann den Versammlungsleiter ermé&chtigen, das Frage- und Rederecht des
Aktionars zeitlich angemessen zu beschrénken, und Naheres dazu bestimmen.

Der Vorstand darf die Auskunft verweigern,

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernunftiger kaufmannischer
Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen
Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufiigen;

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansatze oder die Hohe einzelner Steuern
bezieht;

3. Uber den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstande in der
Jahresbilanz angesetzt worden sind, und einem hoéheren Wert dieser
Gegensténde, es sei denn, dass die Hauptversammlung den Jahresabschluss
feststellt;

4. Uber die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser
Methoden im Anhang ausreicht, um ein den tatsachlichen Verhaltnissen
entsprechendes Bild der Vermoégens-, Finanz- und Ertragslage der
Gesellschaft im Sinne des 8264 Abs.2 des Handelsgesetzbuchs zu
vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss
feststellt;

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen
warde;

6. soweit bei einem Kreditinstitut, einem Finanzdienstleistungsinstitut oder einem
Wertpapierinstitut ~ Angaben  Uber angewandte Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden sowie vorgenommene  Verrechnungen im
Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder Konzernlagebericht
nicht gemacht zu werden brauchen;

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft tiber mindestens
sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgangig zuganglich
ist.

Aus anderen Grunden darf die Auskunft nicht verweigert werden.

Ist einem Aktion&r wegen seiner Eigenschaft als Aktionar eine Auskunft auf3erhalb
der Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionar auf
dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur
sachgemalen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich
ist. Im Fall der virtuellen Hauptversammlung ist zu gewahrleisten, dass jeder
elektronisch zu der Versammlung zugeschaltete Aktionar sein Verlangen nach
Satz1l im Wege der elektronischen Kommunikation Ubermitteln kann. Der
Vorstand darf die Auskunft nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. Die
Satze 1 bis 3 gelten nicht, wenn ein Tochterunternehmen (8 290 Abs. 1, 2 des
Handelsgesetzbuchs), ein Gemeinschaftsunternehmen (8310 Abs.1 des
Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes Unternehmen (8 311 Abs. 1 des
Handelsgesetzbuchs) die Auskunft einem Mutterunternehmen (8 290 Abs. 1, 2
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des Handelsgesetzbuchs) zum Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft in den
Konzernabschluss des Mutterunternehmens erteilt und die Auskunft fiir diesen
Zweck bendtigt wird.

(5)  Wird einem Aktionar eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine
Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die
Niederschrift Gber die Verhandlung aufgenommen werden. Im Fall der virtuellen
Hauptversammlung ist zu gewahrleisten, dass jeder elektronisch zu der
Versammlung zugeschaltete Aktionar sein Verlangen nach Satz 1 im Wege der
elektronischen Kommunikation tibermitteln kann.

Dartber hinaus ist der Versammlungsleiter zu verschiedenen Leitungs- und
Ordnungsmal3nahmen in der Hauptversammlung berechtigt. Hierzu gehort auch die
Beschréankung des Rede- und Fragerechts. Die zugrunde liegenden Regelungen der
Satzung der Gesellschaft lauten wie folgt:

§ 21 der Satzung der USU Ventures AG: Vorsitz in der Versammlungsleitung (Auszuq)

3) Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht des Aktionérs zeitlich
angemessen beschranken. Er kann insbesondere zu Beginn der
Hauptversammlung oder wahrend ihres Verlaufs einen zeitlichen Rahmen fir den
ganzen Hauptversammlungsverlauf, fir einzelne Tagesordnungspunkte oder fir
einzelne Redner oder Fragesteller festsetzen.

Maoglingen, im Juni 2026
Der Vorstand



	Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG

